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GPR Zeitschrift für das Privatrecht der Europäischen Union
GRURInt Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht Internationaler Teil
GRUR-RR Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht Rechtsprechungs-Report
GVG Gerichtsverfassungsgesetz
Hdb. Handbuch

Abkürzungsverzeichnis 21

http://www.duncker-humblot.de


HGÜ Haager Übereinkommen über Gerichtsstandsvereinbarungen vom 23. Juni
2005

HKÜ Haager Übereinkommen über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler
Kindesentführung vom 25. Oktober 1980

Hk-ZPO Handkommentar zur ZPO
H.L. House of Lords
h.M. herrschende Meinung
Hrsg. Herausgeber
hrsg. v. herausgegeben von
Hs. Halbsatz
HUntProt 2007 Haager Protokoll über das auf Unterhaltspflichten anzuwendende Recht vom

23. November 2007
HUntÜ 2007 Übereinkommen über die internationale Geltendmachung der Unterhaltsan-

sprüche von Kindern und anderen Familienangehörigen vom 23. November
2007

ICLQ International & Comparative Law Quarterly
i. d.F. in der Fassung
IHR Internationales Handelsrecht
IJPL International Journal of Procedural Law
int. international
IPR Internationales Privatrecht
IPRax Praxis des Internationalen Privat- und Verfahrensrechts
IPRG (schweizerisches) Bundesgesetz über das Internationale Privatrecht
i.S.d. im Sinne des
i.S.v. im Sinne von
i.V.m. in Verbindung mit
IZPR Internationales Zivilprozessrecht
IZVR Internationales Zivilverfahrensrecht
JAmt Das Jugendamt – Zeitschrift für Jugendhilfe und Familienrecht
JbPraxSchiedsg Jahrbuch für Praxis der Schiedsgerichtsbarkeit
JPIL Journal of Private International Law
JR Juristische Rundschau
JURA Juristische Ausbildung
JZ Juristenzeitung
Kap. Kapitel
KOM Kommission
KSÜ Übereinkommen über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die An-

erkennung, Vollstreckung und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der elterli-
chen Verantwortung und der Maßnahmen zum Schutz von Kindern vom
19. Oktober 1996

LAG Landesarbeitsgericht
LG Landgericht
lit. litera (Buchstabe)
LQR The Law Quarterly Review
LugÜ 1988 Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung

gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom 16. Sep-
tember 1988
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LugÜ 2007 Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung
und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen vom
30. Oktober 2007

MDR Monatsschrift für Deutsches Recht
MittBayNot Mitteilungen des Bayerischen Notarvereins, der Notarkasse und der Lan-

desnotarkammer Bayern
MPI Max Planck Institut für ausländisches und internationales Privatrecht
MSA Übereinkommen über die Zuständigkeit der Behörden und das anzuwendende

Recht auf demGebiet des Schutzes vonMinderjährigen vom 5. Oktober 1961
MüKo Münchener Kommentar
m.w.N. mit weiteren Nachweisen
NJIL Nordic Journal of International Law
NJOZ Neue Juristische Online-Zeitschrift
NJW Neue Juristische Wochenschrift
NJW-RR NJW-Rechtssprechungs-Report Zivilrecht
No. Nummer
Nr. Nummer
NZA Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
Österr. AnwBl. Österreichisches Anwaltsblatt
OGH Der Oberste Gerichtshof
OLG Oberlandesgericht
Q.B. Law Reports: Queen’s Bench
RabelsZ Rabels Zeitschrift für ausländisches und internationales Privatrecht
RCDIP Revue critique de droit international privé
RGZ Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen
RIW Recht der internationalen Wirtschaft
Rn. Randnummer
RNotZ Rheinische Notar-Zeitschrift
Rom I-Übk Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende

Recht vom 19. Juni 1980
Rom I-VO Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates

über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht vom
17. Juni 2008

Rom II-VO Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates
über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht vom
11. Juli 2007

Rom III-VO Verordnung (EU) Nr. 1259/2010 des Rates zur Durchführung einer ver-
stärkten Zusammenarbeit imBereich des auf die Ehescheidung und Trennung
ohne Auflösung des Ehebandes anzuwendenden Rechts vom 20. Dezember
2010

Rs. Rechtssache
Rspr. Rechtsprechung
S. Seite
Slg. Sammlung
sog. sogenannt
u. a. unter anderem / und andere
Übk Übereinkommen
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UKHL United Kingdom House of Lords
Urt. v. Urteil vom
verb. verbunden
veröffentl. veröffentlicht
VersR Zeitschrift für Versicherungsrecht, Haftungs- und Schadensrecht
vgl. vergleiche
VuR Verbraucher und Recht – Zeitschrift für Wirtschafts- und Verbraucherrecht
wbl wirtschaftsrechtliche blätter
WLR Weekly Law Reports
WM Zeitschrift für Wirtschafts- und Bankrecht
YPIL Yearbook of Private International Law
z.B. zum Beispiel
ZErb Zeitschrift für die Steuer- und Erbrechtspraxis
ZEuP Zeitschrift für Europäisches Privatrecht
ZEV Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge
ZfBR Zeitschrift für deutsches und internationales Bau- und Vergaberecht
ZfRV Zeitschrift für Europarecht, Internationales Privatrecht und Rechtsverglei-

chung
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht
ZPO Zivilprozessordnung
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
zust. zustimmend
ZVglRWiss Zeitschrift für Vergleichende Rechtswissenschaft
ZZP Zeitschrift für Zivilprozess
ZZPInt Zeitschrift für Zivilprozess International

* * *

Die im Abkürzungsverzeichnis nicht aufgeführten Abkürzungen finden sich in Kirchner,
Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache, 8. Aufl. 2015.
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Teil 1

Einführung und Grundlegung

§ 1 Einleitung

Die internationale Zuständigkeit ist die „Kardinalfrage“ einer jeden grenzüber-
schreitenden Rechtsstreitigkeit.1 Mit ihr sind nicht nur faktische Vorteile wie die
räumliche Nähe zum Gericht oder die Gerichtssprache verbunden. Vielmehr ent-
scheidet die internationale Zuständigkeit zugleich über das anwendbare Zivilver-
fahrensrecht und durch das am Gerichtsort geltende Kollisionsrecht mittelbar über
das anwendbare materielle Recht.2 Im Europäischen Zivilverfahrensrecht versuchen
die diversen Zuständigkeitssysteme dem gerecht zu werden, indem sie einen an-
gemessenen Ausgleich zwischen den gegenläufigen Parteiinteressen und sonstigen
Zuständigkeitsinteressen anstreben. Allerdings kann selbst das ausgeklügelste Zu-
ständigkeitssystem nicht in jedem konkreten Einzelfall zuständigkeitsrechtliche
Gerechtigkeit verwirklichen oder gar den Zuständigkeitsinteressen beider Verfah-
rensparteien optimal dienen.3 Denn die Vorschriften eines solchen Zuständigkeits-
systems sind generell-abstrakte Regelungen, welche stets nur das Ergebnis einer
typisierten Abwägung der verschiedenen Zuständigkeitsinteressen darstellen.4 Um
den Zuständigkeitsinteressen der beteiligten Parteien besser gerecht zu werden und
die unvermeidbare Starrheit eines normativen Zuständigkeitssystems aufzulockern,
berücksichtigen daher nicht nur eine Vielzahl von nationalen Zivilverfahrensrechten
unter bestimmten Voraussetzungen den Parteiwillen bei der Wahl gerichtlicher
Zuständigkeiten, sondern auch das Europäische Zivilverfahrensrecht.5 Derzeit kann
sogar davon gesprochen werden, dass im Europäischen Zivilverfahrensrecht der
Trend hin zur zuständigkeitsrechtlichen Parteiautonomie geht.6 Dies wird sicherlich

1 Kropholler, in: Hdb. IZVR I, Kap. III Rn. 16; vgl. auch: Kegel/Schurig, § 22 II, S. 1050;
Andrae, Internationales Familienrecht, § 2 Rn. 1; Hau, in: Festschrift von Hoffmann, S. 617.

2 Linke/Hau, IZVR, Rn. 4.25; Adolphsen, EuZVR, S. 52 ff.; Juenger, RabelsZ 35 (1971),
284 (284 f.).

3 Geimer, in: Geimer/Schütze, EuZVR, Art. 23 EuGVVO Rn. 1; Stein/Jonas/Wagner,
Art. 23 EuGVVO Rn. 2; Neuhaus, RabelsZ 20 (1955), 201 (215 f.).

4 Geimer, IZPR, Rn. 1596; M. Weller, Ordre-public-Kontrolle, S. 1; Geimer, in: Geimer/
Schütze, EuZVR, Art. 23 EuGVVO Rn. 1.

5 Geimer, IZPR, Rn. 1597. Dazu rechtsvergleichend: F. Sandrock, Vereinbarung eines
neutralen internationalen Gerichtsstandes, S. 95 ff.; Boccafoschi, Zuständigkeits- und Ge-
richtsstandsvereinbarungen, S. 1 ff.

6 R. Magnus, IPRax 2013, 393 (394); vgl. auch: Queirolo/De Maestri, EuLF 2011, 61.



den grenzüberschreitenden Rechts- und Wirtschaftsverkehr freuen, der regelmäßig
durch Gerichtsstandsvereinbarungen versucht,7 die starren Zuständigkeitsvor-
schriften der jeweiligen Zuständigkeitssysteme zu korrigieren und eine klare sowie
verbindliche Regelung der internationalen Zuständigkeit zu schaffen (sog. forum
planning oder forum fixing).8 Angesichts der Vielzahl von internationalen, euro-
päischen und nationalen Rechtsquellen ist der Gebrauch dieser Korrekturmöglich-
keit allerdings zur juristischen Herausforderung geworden. Hinzu kommt, dass bei
der Anwendung der jeweiligen Regelungen eine Vielzahl von Streitfragen beant-
wortet werden müssen. Dies gilt im Besonderen für die verschiedenen Verordnungen
zum Europäischen Zivilverfahrensrecht, da hier selbst grundlegende Fragen bisher
noch nicht hinreichend geklärt sind.9 Mit der fortschreitenden Ausdehnung des
Europäischen Zivilverfahrensrechts wird die Beantwortung dieser grundlegenden
Fragen zur zuständigkeitsrechtlichen Parteiautonomie immer wichtiger. Dies gilt
umso mehr, als immer öfter darüber erbittert gestritten wird, wo man überhaupt
streiten darf.10 Die vorliegende Untersuchung hat es sich daher zum Ziel gemacht
diese drängenden Fragen zu beantworten. Bevor Gegenstand, Ziel und Gang der
Untersuchung genauer umrissen werden, sollen jedoch die für das weitere Ver-
ständnis wesentlichen Grundlagen kurz zusammengefasst werden.

§ 2 Grundlagen

A. Internationale Zuständigkeit

I. Begriff

Die internationale Zuständigkeit bestimmt, ob ein Rechtsstreit mit Auslandsbe-
ziehung von inländischen oder ausländischen Gerichten (und Behörden) entschieden

7 Zur praktischen Bedeutung von Gerichtsstandsvereinbarungen etwa: Jenard-Bericht,
ABl. (EG) 1979,Nr. C 59/1 (37); Simotta, IJPL 3 (2013), 58 (62);U.Magnus, in: Festschrift von
Hoffmann, S. 664;Briggs, YPIL 12 (2010), 311 (324);Kröll, ZZP 113 (2000), 135;Mankowski,
IPRax 2009, 23; Merrett, ICLQ 58 (2009), 545; Pfeiffer, in: Festschrift Schütze, S. 671;
Rauscher, ZZP 104 (1991), 271; Saenger, ZZP 110 (1997), 477; Schaper/Eberlein, RIW 2012,
43 (44). Siehe zudem: Rauscher/Andrae, Art. 4 EG-UntVO Rn. 2;Hess/Mack, JAmt 2007, 229
(230).

8 Geimer, IZPR, Rn. 1597; Hausmann, in: Reithmann/Martiny, Rn. 8.2; Gottwald, in:
Festschrift Henckel, S. 295; Gottschalk/Breßler, ZEuP 2007, 56; Samtleben, RabelsZ 46
(1982), 716 (716 f.); Rauscher/Mankowski, Art. 25 Brüssel Ia-VO Rn. 1. Vgl. auch: Fentiman,
Commercial Litigation, Rn. 2.01 ff.

9 Briggs, YPIL 12 (2010), 311 (311 f.). Vgl. auch: M. Gebauer, in: Festschrift von Hoff-
mann, S. 577; Leipold, in: Symposium Schwab, S. 51 (52).

10 Schack, in: Festschrift Nakamura, S. 491 (493); Mankowski, IPRax 2009, 23.
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werden soll.11 Sie legt also den erforderlichen Inlandsbezug fest, der die Entschei-
dung des Rechtsstreits gerade durch die inländischen Gerichte rechtfertigt.12 Dabei
steht es jedem Staat im Rahmen seiner Gerichtsbarkeit frei, in welchem Umfang er
seinen Gerichten die internationale Zuständigkeit zuspricht.13 Dies beschwört die
Gefahr von positiven und negativen Kompetenzkonflikten herauf, da einerseits
mehrere Staaten zugleich ihre Gerichte für international zuständig erklären können
und andererseits auch kein Staat eine internationale Zuständigkeit für eine bestimmte
Streitssache vorsehen kann.14 Während ein negativer Kompetenzkonflikt die Gefahr
einer Rechtsverweigerung begründet, lädt ein positiver Kompetenzkonflikt zum
forum shopping ein, da sich einKläger unter verschiedenen international zuständigen
Gerichten regelmäßig für das ihn günstigste Gericht entscheiden wird.15 Infolge-
dessen sollte ein nationaler Gesetzgeber eine internationale Zuständigkeitsharmonie
anstreben, indem er seine Vorschriften für die internationale Zuständigkeit so kon-
zipiert, „dass sie einem übernationalen Gesetzgeber alsModell dienen könnten“.16 In
der Europäischen Union hat diese rechtspolitische Aufgabe mittlerweile der euro-
päische Gesetzgeber übernommen und zu einem großen Teil die internationale
Zuständigkeit im Europäischen Zivilverfahrensrecht geregelt.17

II. Verhältnis zur Gerichtsbarkeit

Die internationale Zuständigkeit ist zunächst von der Gerichtsbarkeit zu unter-
scheiden.18 Mit Gerichtsbarkeit ist die aus der staatlichen Souveränität fließende
Befugnis gemeint, überhaupt Recht zu sprechen (sog. Gerichtsgewalt oder facultas
iurisdictionis).19 Die Gerichtsbarkeit ist damit Voraussetzung der internationalen

11 BGHZ 44, 46 (46 f.) = NJW 1965, 1665; Bertele, Souveränität und Verfahrensrecht,
S. 220;Heldrich, Internationale Zuständigkeit, S. 69 ff.;Geimer, IZPR, Rn. 844 f.;Kropholler,
IPR, § 58 I, S. 606.

12 von Hoffmann/Thorn, § 3 Rn. 28.
13 Rosenberg/Schwab/Gottwald, § 31 Rn. 1; Schack, IZVR, § 8 Rn. 215; Bertele, Souve-

ränität und Verfahrensrecht, S. 220 f.; J. Schröder, Internationale Zuständigkeit, S. 83; von
Hoffmann, IPRax 1982, 217.

14 Dazu ausführlich: Schütze, DIZPR, Kap. III Rn. 112 ff.; Geimer, IZPR, Rn. 848 f.
15 Zum Begriff und den Motiven des forum shoppings etwa: Schack, IZVR, § 8 Rn. 251;

Coester-Waltjen, in: Autonomie und Prozessrecht, S. 225 (226 f.); McGuire, ZfRV 2005, 83
(87); Siehr, ZfRV 1984, 124 (126 ff.); Juenger, RabelsZ 46 (1982), 708 ff.

16 von Hoffmann, IPRax 1982, 217 m.w.N.
17 Hau, in: Festschrift von Hoffmann, S. 617 (624).
18 Grundlegend: Pagenstecher, RabelsZ 11 (1937), 337 ff.; Heldrich, Internationale Zu-

ständigkeit, S. 78 ff.; Neuhaus, RabelsZ 20 (1955), 201 (207 ff.). Siehe zudem: Schack, IZVR,
§ 6 Rn. 155; Walchshöfer, ZZP 80 (1967), 165 (168 ff.).

19 MüKoZPO/Patzina, § 12 ZPO Rn. 61; Geimer, IZPR, Rn. 371; Schütze, DIZPR, Kap. II
Rn. 68; Schack, IZVR, § 6 Rn. 155; Adolphsen, EuZVR, S. 47.
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